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Ansprechpartnerinnen in der DIHK:  

Cornelia Upmeier (upmeier.cornelia@dihk.de), Natascha Waltke (waltke.natascha@dihk.de) 

Corporate Social Responsibility: 
Nachhaltiges Wirtschaften unterstützen, Gestaltungs-

spielräume bewahren

In einer globalisierten Welt und vor dem Hin-

tergrund großer wirtschaftlicher Herausfor-

derungen ist verantwortungsvolles und 

nachhaltiges Wirtschaften in der Tradition 

des Leitbilds der Ehrbaren Kaufleute aktueller 

denn je. Deutsche Unternehmen üben ihre 

unternehmerische Verantwortung (Corporate 

Social Responsibility – CSR) auf vielfältige 

Weise aus und verbinden wirtschaftlichen 

Erfolg mit der Berücksichtigung ökologi-

scher, sozialer und gesellschaftlicher As-

pekte. Auch im Ausland tragen deutsche Un-

ternehmen zu höheren Sozial- und Umwelt-

standards, besserer Bildung und damit zu 

Wachstum und Wohlstand bei. Viele Unter-

nehmen leisten durch dieses Engagement so-

wie die Entwicklung von innovativen Produk-

ten und Dienstleistungen zusätzlich einen 

Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigen Ent-

wicklungsziele der Vereinten Nationen. 

Grundsätzlich sollte die Politik die Wirtschaft 

als Partnerin verstehen, da sich die Heraus-

forderungen der Transformation zu einer 

nachhaltigen und klimaneutralen Gesell-

schaft nur gemeinsam mit der Wirtschaft lö-

sen lassen. So sollten die Europäischen Insti-

tutionen einheitliche, verlässliche Rahmen-

bedingungen für unternehmerische Tätigkeit 

in Europa schaffen und die notwendigen 

Freiräume für die Wahrnehmung und Ausge-

staltung unternehmensspezifischer Verant-

wortung lassen. Ein koordiniertes Vorgehen 

auf EU-Ebene ist für die Investitions- und 

Planungssicherheit der Wirtschaft essenziell. 

Bei grenzüberschreitenden Themen sollte sie 

über internationale Ordnungspolitik mög-

lichst gleiche Wettbewerbsbedingungen auf 

globaler Ebene herstellen – mit Blick auf ei-

nige Auslandsmärkte entstehen bereits Be-

nachteiligungen für deutsche Unternehmen 

durch EU-Regelungen. Bei der Umsetzung 

von EU-Richtlinien in nationales Recht soll-

ten die gesetzten EU-Standards gewahrt 

werden und keine weiteren Verschärfungen 

zum Nachteil der deutschen Wirtschaft im 

nationalen Recht erfolgen. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Für Menschenrechte und Umweltstandards

weltweit werben (DE+EU)

• Bürokratiearme und praxistaugliche Ausge-

staltung von Vorgaben zur unternehmeri-

schen Sorgfaltspflicht (DE+EU)

• Mehr Unterstützung anbieten, CSR-Kom-

petenzen fördern, statt Regulierung und

Bürokratie (DE+EU)

• Komplexität und Aufwand der Nachhaltig-

keitsberichterstattung kompatibel gestal-

ten und begrenzen (DE+EU)

• Freiwillige Umweltmanagementsysteme

anerkennen (DE+EU)

• Chancen der Digitalisierung für eine nach-

haltige Entwicklung einsetzen (EU)

zum Feedback-Formular

mailto:upmeier.cornelia@dihk.de
mailto:waltke.natascha@dihk.de
https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Für Menschenrechte und Umweltstandards 

weltweit werben (DE+EU) 

Die deutsche Wirtschaft unterstützt das Ziel 

der EU-Strategie zur Förderung menschen-

würdiger Arbeit weltweit. Die gemeinsame 

Anstrengung vieler gesellschaftlicher Ak-

teure für die verantwortungsvolle Gestaltung 

von Liefer- und Wertschöpfungsketten kann 

einen wesentlichen Beitrag zur Vermeidung 

von Zwangs- und Kinderarbeit sowie zur 

nachhaltigen Entwicklung leisten. CSR-Stra-

tegien und die Art des Engagements von Un-

ternehmen sind dabei jedoch unterschied-

lich. Gelebte Unternehmensverantwortung 

kann ein Treiber für Innovation sein, Wettbe-

werbsvorteile schaffen und die Unterneh-

mensmarke stärken. Zudem erwarten Mitar-

beiter, Kunden, Lieferanten, Investoren, Poli-

tik und Gesellschaft, dass Unternehmen ge-

sellschaftliche Veränderungen verantwor-

tungsvoll mitgestalten und sich für gemein-

same rechtsstaatliche Grundsätze einsetzen.  

Lieferkettenmanagement, menschen- und 

umweltrechtliche Sorgfaltsprozesse sowie 

die Verhinderung von Zwangsarbeit stehen 

stark im Vordergrund der Diskussion. Die tat-

sächlichen Möglichkeiten der Einflussnahme 

von Unternehmen auf die Zulieferkette vari-

ieren jedoch stark, je nach Unternehmens-

größe, -struktur und Marktposition. Oftmals 

gibt es nur begrenzten Einfluss und geringe 

Kontrollmöglichkeiten bei der Einhaltung der 

Standards vor Ort. Wenig bis keinen Einfluss 

haben Unternehmen auf mittelbare Zuliefe-

rer bzw. indirekte Geschäftspartner, mit de-

nen keine Vertragsbeziehung besteht und die 

oftmals nicht bekannt sind. Im Sinne einer 

Verantwortungspartnerschaft müssen nach 

Ansicht der Unternehmen die Staaten ihre 

Aufgabe wahrnehmen, Sozial- und 

Umweltstandards durchzusetzen und Men-

schenrechte zu schützen, auch in Entwick-

lungs- und Schwellenländern. Diese staatli-

che Verantwortung darf weder in den Gast-

staaten noch von Europa aus auf die Unter-

nehmen übertragen werden. 

Bürokratiearme und praxistaugliche Aus-

gestaltung von Vorgaben zur unternehme-

rischen Sorgfaltspflicht (DE+EU) 

Das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichten-

gesetz (LkSG) verpflichtet große Unterneh-

men seit 2023, menschenrechtliche und um-

weltbezogene Sorgfaltspflichten entlang der 

Lieferkette vorrangig unter Berücksichtigung 

unmittelbarer Zulieferer auszuüben. Erste Er-

fahrungen mit dem Gesetz zeigen, dass bei 

betroffenen Unternehmen mit komplexen 

Lieferketten erhebliche Kosten und hoher bü-

rokratischer Aufwand im Zusammenhang mit 

der Ausübung der Sorgfaltspflichten ent-

standen sind. Sehr detaillierte Umsetzungs-

vorgaben und Berichtspflichten tragen eben-

falls dazu bei und binden teilweise erhebliche 

Ressourcen. Eine schlankere Umsetzung des 

LkSG wäre aus Sicht der meisten Unterneh-

men wünschenswert. Auch müssen Erleich-

terungen für nicht risikobehaftete Zulieferer 

geschaffen werden, die derzeit durch zahlrei-

che Auskunftsersuchen und die Weitergabe 

von Sorgfaltspflichten belastet werden.  

Nach mehrheitlicher Auffassung der Unter-

nehmen sollte grundsätzlich eine Aussetzung 

des LkSG bis zur Umsetzung der EU-Richtli-

nie über die Sorgfaltspflichten von Unter-

nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit 

(CSDDD) erwogen werden, um zu vermeiden, 

dass deutsche Unternehmen durch die beste-

hende nationale Regelung weiter Wettbe-

werbsnachteilen im Vergleich zu anderen 

EU-Unternehmen ausgesetzt sind. 
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Mindestens sollten aber die Berichtspflichten 

nach LkSG bis zur Umsetzung der CSDDD 

vollständig ausgesetzt werden.  

Die Umsetzung der CSDDD sollte in Deutsch-

land eins zu eins, d. h. ohne „gold-Plating“ 

erfolgen. Wichtig ist dabei auch, den zeitlich 

gestaffelten Anwendungsbereich auf Unter-

nehmen zu wahren, um ausreichende Vorbe-

reitungszeit zu lassen. Bei der Umsetzung der 

CSDDD sollte darüber hinaus eine bürokra-

tiearme und praxistaugliche Ausgestaltung 

von Vorgaben zur unternehmerischen Sorg-

faltspflicht in Bezug auf Menschenrechte 

und die Umwelt und die Beseitigung von 

Rechtsunsicherheiten im Vordergrund ste-

hen. Bürokratische Lasten sollten dabei 

durch die Anwendung des risikobasierten 

Ansatzes und die Einführung einer Positiv-

liste von Staaten mit hohem Schutzniveau 

begrenzt werden. Die Ausdehnung der Sorg-

faltsplichten auf indirekte Geschäftspartner 

in der Aktivitätskette ist praxisfern und stellt 

eine kaum erfüllbare Anforderung dar. 

Dadurch sowie aufgrund von unbestimmten 

Rechtsbegriffen und Haftungsrisiken drohen 

Beeinträchtigungen bei der notwendigen 

Diversifizierung von Lieferketten und der 

Rückzug aus bestimmten Ländern.  

Mehr Unterstützung anbieten, CSR-Kom-

petenzen fördern, statt Regulierung und 

Bürokratie (DE+EU) 

Durch die Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD) und die Taxonomie müssen 

deutlich mehr Unternehmen unmittelbar 

über ihre Nachhaltigkeit berichten. Der Fokus 

sollte jedoch verstärkt auf Unterstützungs-

angeboten und der Förderung von CSR-Kom-

petenzen liegen und nicht auf der Berichtser-

stellung oder neuer Gesetzgebung.  

Das Engagement der Unternehmen im Be-

reich CSR bedarf keiner weiteren gesetzli-

chen Regelungen. Unternehmen sollten 

durch Informationen sowie Angebote zur Ka-

pazitätsentwicklung und zum Aufbau von 

Know-how unterstützt werden. Auch Initia-

tiven im Rahmen der Vereinten Nationen 

(VN) sollten darauf ausgerichtet sein, Unter-

nehmen einerseits unverbindliche Hilfestel-

lung zu geben und andererseits Staaten an-

zuhalten selbst, bestehende völkerrechtliche 

Vereinbarungen zu implementieren und 

durchzusetzen. Dies sollte die EU auch auf 

VN-Ebene bei der Verhandlung des Entwurfs 

für ein internationales Abkommen (UN-Tre-

aty) im Bereich Wirtschaft und Menschen-

rechte berücksichtigen. Im Rahmen von mul-

tilateralen Foren und internationalen Orga-

nisationen sollte sich die Europäische Union 

für eine Angleichung der Wettbewerbsbedin-

gungen für Unternehmen einsetzen, um 

Nachhaltigkeit in Liefer- und Wertschöp-

fungsketten zu fördern. 

Komplexität und Aufwand der Nachhaltig-

keitsberichterstattung kompatibel gestal-

ten und begrenzen (DE+EU) 

Mit der Verabschiedung der CSRD, der Taxo-

nomie, der entwaldungsfreien Lieferkette, 

dem EU-Lieferkettengesetz usw. nehmen die 

Anforderungen und die Komplexität an Un-

ternehmen im Bereich der Nachhaltigkeits-

berichterstattung und der Anwendungsbe-

reich zu. Von den Berichtspflichten sind nicht 

nur große Unternehmen betroffen, sondern 

durch indirekte Berichtspflichten („trickle-

Down-Effekt“) auch kleine und mittlere Un-

ternehmen (KMU), die als Zulieferbetriebe 

zur Erhebung von nicht-finanziellen Infor-

mationen – oftmals nach unterschiedlichen 

Standards und Formaten – aufgefordert wer-

den. Insbesondere sollte eine Kompatibilität, 
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auch Vereinheitlichung der verschiedensten 

Pflichten und Standards auf EU bzw. interna-

tionaler Ebene sichergestellt bzw. angepasst 

werden (vgl. Kapitel „Sustainable Finance“).  

Bei der Entwicklung der freiwilligen Europä-

ischen Nachhaltigkeitsberichterstattungs-

standards für KMU (VSME) gilt es, die spezi-

fischen Herausforderungen von KMU in der 

Wertschöpfungskette zu berücksichtigen. 

(vgl. Kapitel „Sustainable Finance“). Zudem 

sollte ein Abbau von Dokumentationsvor-

schriften durchgeführt werden, insbeson-

dere, wenn identische Inhalte verlangt wer-

den. Hier sollte auf bestehende Berichte wie 

z. B. EMAS verwiesen werden können und 

eine Doppelbelastung dadurch vermieden 

werden. Technische Möglichkeiten, die den 

KMU bei der Nutzung eines VSME-Basismo-

duls optional zur Verfügung stehen, sowie di-

gitale Schnittstellen zu diesem, könnte den 

Aufwand ebenfalls reduzieren. 

Auch bei der Teilnahme an Förderprogram-

men, öffentlichen Ausschreibungen etc. wer-

den Nachhaltigkeitsdaten von KMU verlangt 

(vgl. Kapitel „Wettbewerbsrecht“). Die Daten-

basis hierfür sollten, wenn überhaupt, auch 

aus dem (Basismodul des) VSME kommen. 

Freiwillige Umweltmanagementsysteme 

anerkennen (DE+EU) 

Freiwillige Umweltmanagementsysteme be-

fördern einen individuellen, verantwortungs-

bewussten Ressourceneinsatz. Teilnehmer 

des europäischen Umweltmanagementsys-

tems EMAS bspw. verpflichten sich, die Ein-

haltung aller umweltrechtlichen Vorgaben 

prüfen zu lassen und ihre Umweltleistung 

kontinuierlich zu verbessern. EMAS ist so für 

Unternehmen ein Gütesiegel und öffentli-

ches Bekenntnis für eine an Umwelt und 

Nachhaltigkeit ausgerichtete Unterneh-

menskultur. 

Das freiwillige, über die gesetzlichen Anfor-

derungen hinausgehende Engagement der 

Unternehmen z. B. durch Managementsys-

teme wie ISO-Zertifizierungen, sollte außer-

halb des öffentlichen Auftragswesens höhere 

Anerkennung finden, u.a. in Form von Er-

leichterungen bei Dokumentationspflichten. 

Dann fänden diese Instrumente noch mehr 

Anklang bei den Unternehmen. 

Chancen der Digitalisierung für eine nach-

haltige Entwicklung einsetzen (EU) 

In einer zunehmend digitalen Welt und Ge-

sellschaft gehört zu CSR auch der verantwor-

tungsvolle Umgang mit Daten sowie mit den 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ver-

änderungen, die sich durch die Digitalisie-

rung ergeben, die Corporate Digital Respon-

sibility (CDR). Während bei CSR ökologische 

und soziale Aspekte der analogen Welt im 

Vordergrund stehen, thematisiert CDR die 

Weiterentwicklung in Bezug auf Digitales: 

Wie verarbeite ich als Unternehmen die Da-

ten, die von außen kommen und wie trans-

parent wird dies kommuniziert? Wie setzt 

man Anwendungen der Künstlichen Intelli-

genz für Mitarbeitenden und KundInnen ver-

antwortungsvoll ein? Die Wirtschaft unter-

stützt dieses Ziel, auch mit Blick darauf, dass 

digitale Technologien einen Beitrag zur Be-

wältigung struktureller und ökologischer 

Herausforderungen in den Betrieben leisten 

können. Die Potenziale, die durch die Vernet-

zung von Digitalisierung und Nachhaltigkeit 

ermöglicht werden, sollten in neuen Geset-

zen abwägend mit einbezogen, aber nicht zu 

einer zwingenden Voraussetzung gemacht 

werden. Unternehmen sind sich ihrer CDR 

bewusst, die sich aus der Digitalisierung und 
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den damit einhergehenden gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Veränderungen 

ergibt. 




